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Antrag 

der Abgeordneten Freiherr von Kühlmanii-Stumm, Zoglmann, 
Dr. Staratzke, Spitzmüller, Dr. Sdiwörer, Dr. Besold 

und Genossen 


Der Bundestag wolle beschließen: 


Entwurf eines Gesetzes 
zur Änderung des Einkommensteuergesetzes 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 


Artikel 1 

Das Einkommensteuergesetz in der Fassung vom 
15. August 1961 (Bundesgesetzbl. I S. 1253), zuletzt 
geändert durch das Steueränderungsgesetz 1965 vom 
14. Mai 1965 (Bundesgesetzbl. I S. 377), wird wie 
folgt geändert: 

§ 34 a erhält folgende neue Fassung: 

»§ 34 a 

Steuerfreiheit des Mehrarbeitslohns 
und bestimmter Zuschläge zum Arbeitslohn 

(1) Besondere, durch Gesetz oder Tarifvertrag 
festgelegte Vergütungen für Mehrarbeit einschließ- 
lich der durch Gesetz oder Tarifvertrag festgelegten 
Zuschläge für Mehrarbeit (Mehrarbeitslohn) sind bei 
Arbeitnehmern, deren Arbeitslohn insgesamt 24 000 
Deutsche Mark im Kalenderjahr nicht übersteigt, 
steuerfrei, wenn der Mehrarbeitslohn jeweils nach 
der im einzelnen festgestellten Mehrarbeit beson- 
ders ermittelt wird. Mehrarbeit im Sinne des Sat- 
zes 1 ist Arbeit, die über die Dauer der durch Gesetz 
oder Tarifvertrag festgelegten regelmäßigen Ar- 
beitszeit, mindestens jedoch über 45 Stunden in der 
Woche hinaus geleistet wird. Bereitschaftsdienst 
und Wartezeit gelten nicht als Mehrarbeit im Sinne 
dieser Vorschrift. 

(2) Die durch Gesetz oder Tarifvertrag festgeleg- 
ten Zuschläge für Sonntags-, Feiertags- und Nadit- 


arbeit sind bei Arbeitnehmern steuerfrei, deren 
Arbeitslohn insgesamt 24 000 Deutsche Mark im 
Kalenderjahr nidit übersteigt. 

(3) Die Vorschriften der Absätze 1 und 2 sind bei 
Dienstverhältnissen entsprechend anzuwenden, die 
nicht an einen Tarifvertrag gebunden sind, die je- 
doch auf Grund besonderer Vereinbarungen nach 
den Bestimmungen eines Tarifvertrages behandelt 
werden, der für Dienstverhältnisse der gleichen Art 
gilt. 

(4) Die Bundesregierung wird ermächtigt, mit Zu- 
stimmung des Bundesrates durch Rechtsverordnung 
Bestimmungen zu treffen, 

a) über die Berechnung der in den Absät- 
zen 1 und 2 festgelegten Grenze des Ar- 
beitslohns von 24 000 Deutsche Mark im 
Kalenderjahr, wenn sich erst im Laufe des 
Kalenderjahres ergibt, daß diese Grenze 
überschritten wird, oder wenn diese 
Grenze nur durch die Berücksichtigung der 
in Absatz 2 bezeichneten Zuschläge über- 
schritten wird, 

b) über die Berechnung der Zuschläge für 
Sonntags-, Feiertags- oder Nachtarbeit, 
wenn diese Zuschläge in den Vergütungen 
für die Sonntags-, Feiertags- oder Nacht- 
arbeit enthalten sind." 


Artikel 2 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 12 Abs. 1 
und des § 13 Abs. 1 des Dritten Uberleitungsgeset- 
zes vom 4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch 
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im Land Berlin. Rechtsverordnungen, die auf Grund 
dieses Gesetzes erlassen werden, gelten im Land 
Berlin nach § 14 des Dritten Überleitungsgesetzes. 


Artikel 3 

Dieses Gesetz tritt am in Kraft. 


Berlin, den 27. April 1966 
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